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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Das Bundesgericht fällte im August 2022 ein Urteil betreffend Härtefallklauseln beim
Eigenmietwert. Der Eigenmietwert wird auf selbstbewohntem Wohneigentum erhoben
und entspricht dem Betrag, den die Hauseigentümerschaft bei Fremdvermietung durch
Mieteinnahmen erwirtschaften würde. Dieser Betrag wird in der Schweiz als Einkommen
versteuert. Das Bundesgerichtsverfahren geht auf eine Härtefallregelung beim
Eigenmietwert im Tessiner Steuergesetz zurück. Diese Regelung sah vor, dass der
steuerbare Eigenmietwert bei Personen mit einem steuerbaren Vermögen von weniger
als CHF 500'000 höchstens 30 Prozent der Bareinkünfte betragen darf. Damit sollten
Personen entlastet werden, welche im Verhältnis zum Geldeinkommen hohe Steuern
auf den Eigenmietwert zahlen müssen und dadurch in Liquiditätsschwierigkeiten
kommen. Dies könnten beispielsweise Rentnerinnen und Rentner sein, die zwar ein
Haus besitzen, aber kein hohes Geldeinkommen haben. Gegen diese Regelung hatten
zwei Tessiner SP-Kantonsräte Beschwerde eingereicht. Das Bundesgericht gab ihnen
nun Recht. Das Richtergremium kam in seinem Urteil zum Schluss, dass die
Härtefallbestimmungen die durch den Eigenmietwert angestrebte Rechtsgleichheit
zwischen Mieterinnen und Mietern und Wohneigentümerinnen und Wohneigentümer
verletze. Der Eigenmietwert dürfe deshalb nur an die marktübliche Miete gekoppelt sein
und die Kantone müssten mindestens 60 Prozent des marktüblichen Mietzinses als
Eigenmietwert festlegen. Härtefallregelungen blieben gemäss NZZ zwar zulässig, aber
nur wenn der Eigenmietwert auch mit ihnen in jedem Fall mindestens 60 Prozent der
Marktmiete beträgt. 
Neben dem Kanton Tessin kennen noch acht weitere Kantone ähnliche
Härtefallregelungen. Gestützt auf eine Zusammenstellung des Bundes vom Herbst 2021
berichtete die NZZ, dass die Härtefallregelungen von zwei der acht Kantone (LU und SG)
eine Bestimmung enthalten, wonach der Eigenmietwert auch mit Sonderabzug nicht
unter 60 Prozent der Marktmiete fallen darf. Die anderen sechs Kantone (GE, GR, OW,
SH, VD, ZH) müssten ihre Härtefallregelungen nun aufgrund des Bundesgerichtsurteils
wohl anpassen, so die NZZ. Im Übrigen ist die Härtefalllösung auch auf Bundesebene als
mögliche Variante für die Umsetzung einer parlamentarischen Initiative zu einem
Systemwechsel bei der Wohneigentumsbesteuerung (Pa.Iv. 17.400) im Gespräch. 1
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1) Bundesgerichtsurteil 2C_605/2021; TA, 16.8.22; NZZ, 5.9., 7.9.22

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24 1


